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Brücken in den Arbeitsmarkt bauen und
Teilhabe an Gesellschaft ermöglichen

Die Zahl der von Langzeitarbeitslosigkeit betroffenen Menschen in Rheinland-Pfalz
steigt wieder an. Im September 2024 waren es im Rechtskreis des SGB II noch etwa
33.570 langzeitarbeitslose Personen, ein Jahr später 36.370 und damit der höchste
Stand seit 10 Jahren. Auf dem Ausbildungsmarkt suchten mit Stand August 2025
rund 4.500 Jugendliche in Rheinland-Pfalz noch einen Platz, während etwa 5.800
Ausbildungsstellen unbesetzt blieben. 

Darum fordert die LIGA der Freien Wohlfahrtspflege:
Eine erfolgreiche Arbeitsmarktintegration benötigt eine ausreichende und langfristig
verlässliche Finanzierung. Hier ist der Bundesgesetzgeber ausdrücklich gefordert. 

Dies betrifft sowohl den Verwaltungstitel wie auch den Eingliederungstitel. Die seit
vielen Jahren stattfindenden Umschichtungen aus dem Eingliederungstitel in den
Verwaltungstitel sind zu vermeiden. Die bestehende Ausschreibungspraxis ist kritisch
zu hinterfragen.
Das Teilhabechancengesetz und mit ihm der soziale Arbeitsmarkt wurde erfolgreich
evaluiert. Das Gesetz wurde entfristet. Es braucht jedoch eine entsprechende
finanzielle Ausstattung, damit das Gesetz überhaupt angewendet werden kann und von
Langzeitarbeitslosigkeit betroffene Personen neue Chancen auf Teilhabe erhalten.
Es braucht mehr berufsbegleitende Sprachförderung. Die Anerkennung von im
Ausland erworbenen Abschlüssen ist zu erleichtern. 
Insgesamt sind attraktive, bedarfsorientierte und flexible Chancen auf längerfristige
Qualifizierung und entsprechende Rahmenbedingungen erforderlich, um die
Anforderungen am Arbeitsmarkt erfüllen zu können.

Die Zahl der suchenden Jugendlichen ist im Vergleich zu den Vorjahren gestiegen, während die
der unbesetzten Ausbildungsstellen zurückgegangen ist. Die sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung lag im Juni 2025 bei 1.487.800 (+0,1 % zum Vorjahr) mit Zuwächsen u. a. in
Gesundheit, Soziales, öffentlicher Verwaltung und Erziehung, Rückgängen dagegen im
Verarbeitenden Gewerbe und Bau. Zugleich zeichnet sich seit einiger Zeit ein zunehmender
Fach- und Arbeitskräftemangel ab, gerade auch im sozialen Bereich und in der Pflege. Dieser
Mangel wird sich weiter verstärken. Im Fachdiskurs wird hier von der sogenannten Mismatch-
Arbeitslosigkeit gesprochen. Die Arbeitslosen passen nicht zu den offenen Stellen. 
Aus Sicht der LIGA RLP bestehen daher zwei zentrale Herausforderungen in der
Arbeitsmarktpolitik. 

Erstens geht es darum, die Langzeitarbeitslosigkeit zu bekämpfen und nicht die davon betroffenen
Menschen. Das bisherige Engagement des Landes in der Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit ist
ausdrücklich zu begrüßen und ist unbedingt weiter fortzuführen. Das Fördern muss aber auch im
Zentrum der Arbeitsmarktpolitik des Bundes stehen. Die Landesregierung und alle demokratischen
Parteien im Land sollten hierzu vereint alle politischen Einflussmöglichkeiten nutzen, gerade als
aktuelles Vorsitzland der Ministerpräsidentenkonferenz.
Zweitens sollten darüber hinaus bestehende Chancen des aktuellen Fachkräftebedarfs im Sozialen
und in der Pflege noch viel stärker diskutiert und genutzt werden. Das gilt auch für die sich aus dem
Sondervermögen für die Länder ergebenden Chancen für Beschäftigung und Qualifizierung.
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Fazit

Arbeitsmarktintegration in Rheinland-Pfalz gelingt, wenn Finanzierungszusagen verlässlich
sind, Sprach- und Anerkennungswege zügig funktionieren und kommunale Investitionen
Beschäftigung konkret ermöglichen. Die LIGA-Träger stehen bereit, zusammen mit Land,
Kommunen und Wirtschaft die vorhandenen Instrumente – vom Sozialen Arbeitsmarkt über
Berufssprachkurse bis hin zu quartiersbezogener Gemeinwesenarbeit – wirksam zu verzahnen.
Was es jetzt braucht, ist Planungssicherheit und die explizite Verknüpfung von Infrastruktur-
Investitionen mit sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsgelegenheiten – damit offene
Stellen besetzt, Qualifikationspotenziale gehoben und Menschen ohne Arbeit wieder dauerhaft
Fuß fassen können.

Neue Chancen in der Beschäftigung und Qualifizierung sollten
mitgedacht werden, wenn es um die Konkretisierung der
Förderungen in die kommunale Infrastruktur und in den Bereichen
Bildung und Soziales geht. Das Land sollte die sich aus dem
neuen Sondervermögen Infrastruktur ergebenden Chancen auch
für die Förderung von Beschäftigungsmöglichkeiten von
Menschen ohne Arbeit bei den frei-gemeinnützigen Trägern in der
Beschäftigungsförderung und in Sozialkaufhäusern nutzen.
Erfolgreiche Handlungsansätze liegen mit dem Stromsparcheck im
Bereich Energiearmut, den Stadtteilmüttern in der frühkindlichen
Bildung und der Gemeinwesenarbeit vor. Die Liga der Freien
Wohlfahrtspflege RLP bietet hier ihre Unterstützung an.
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